

Gewerkschaften fordern: 
Geschäftsprüfungskommission soll Vorgehen des AWA bei festgestellten Gesetzesverstössen gegen das Arbeitsrecht überprüfen

In den letzten Wochen machten die Zustände bei der Baustelle am Zürcher Hauptbahnhof Schlagzeilen. Arbeitnehmende ausländischer Herkunft wurden hier zu Dumpinglöhnen beschäftigt. Die kantonalen Dachverbände der Gewerkschaften, der Gewerkschaftsbund des Kantons Zürich GBKZ und Travail.Suisse, wenden sich nun an die Geschäftsprüfungs​kommission des Kantons, um das Vorgehen des zuständigen Amtes für Wirtschaft und Arbeit AWA überprüfen zu lassen.

Neben den unhaltbar niedrigen Löhnen wurden bei Kontrollen durch das AWA Arbeitsinspektorat zwischen 2008 und 2011 zumindest im Gleisbau weitere verschiedene Verstosse festgestellt, beispielsweise bei der Verteilung der freien Sonntage, der Länge der Nachtarbeit ohne Wechsel mit Tagarbeit, bei der ununterbrochenen Arbeit und der Dauer der Nachtarbeit.   

Anstatt das Arbeitsgesetz bei Verfehlungen durchzusetzen, führte das Arbeitsinspektorat eine Umfrage bei Arbeitsinspektoraten in anderen Kantonen durch. Ergebnis: Auch andere Gleisbauunternehmungen im Kanton Zürich und in anderen Kantonen haben Probleme mit der Einhaltung der Bestimmungen des Arbeitsgesetzes.  Das AWA soll deshalb auf einen strikten Vollzug des Arbeitsgesetzes verzichtet haben, um die im Kanton Zürich kontrollierten Unternehmungen keinem Wettbewerbsnachteil gegenüber anderen Firmen auszusetzen.   

Dieses Vorgehen kommt nach unserem Dafürhalten einer Vollzugsverweigerung gleich. Wenn an anderen Orten auch Unrecht geschieht, wird daraus aber noch lange nicht Recht!   

GBKZ und Travail.Suisse rufen deshalb die Geschäftsprüfungskommission des Kantonsrates an und fordern diese auf abzuklären, ob sich die Angelegenheit wirklich so zugetragen hat und ob das AWA bei ähnlichen Vorkommen ebenfalls eine Umfrage in anderen Kantonen vornimmt und bei gehäuftem Auftreten von Verstössen auf einen Vollzug des Arbeitsgesetzes (eine Bestrafung) verzichtet, um den fehlbaren Firmen keine "Wettbewerbsnachteile zuzufügen". 
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